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Vorwort 

Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion und den damit verbundenen, nicht absehbaren 
Langzeitfolgen hat sich die sicherheitspolitische Situation der Welt gewandelt: zwischen­
staatliche Konflikte nahmen in ihrer Zahl und in ihrem Umfang ab, während innerstaatliche 
Konflikte rapide anwuchsen. Die erwartete "Friedensdividende" trat nicht ein, die "Hard Se­
curity" der atomaren Abschreckung wich der "Soft Security": internationaler Drogenhandel, 
grenzüberschreitende Migration, Terrorismus und Seuchengefahr stellen neue Anforderungen 
an die (deutsche) Entwicklungszusammenarbeit (EZ), die über die bisherigen, klassischen 
Aufgabenbereiche hinausgehen. 

Krisenpräventive Maßnahmen, während des Kalten Krieges aus der entwicklungspolitischen 
Debatte ausgeklammert, da als zu politisch bewertet, nehmen an Bedeutung zu und entziehen 
der EZ Mittel fiir ihre eigentliche Aufgabe: den langfristigen Aufbau selbsttragender Struktu­
ren fiir eine nachhaltige Entwicklung. So stiegen die weltweiten Ausgaben für bilaterale Not­
hilfe von 2% (1980) der ODA-Ausgaben (Official Development Assistance) auf 10% (1995) 
an, bei gleichzeitigem Rückgang der gesamten ODA-Leistungen. 1 Die ODA-Leistungen be­
tragen weltweit zur Zeit ca. 50 Mrd. US $,wovon die BRD im Jahre 2000 einen Anteil von 
ca. 10,3 Mrd. DM bereitstellt; vom Ziel, nationale ODA Leistungen von 0,7% des BSP zu 
mobilisieren, ist die BRD mit zur Zeit weniger als 0,2% weiter entfernt denn je. 

Dabei befindet sich die deutsche EZ in einer zunehmenden Legitimationskrise. Seit Beginn 
der 60er Jahre auf Armutsminderung orientiert, sieht sie sich vor uneirrlösbaren Ansprüchen 
im Angesicht weltweit zunehmender Armut. Nach fünf Dekaden nationaler Entwicklungs­
politiken und internationaler Entwicklungshilfe haben sich die Entwicklungsländer in ihrer 
wirtschaftlichen und politischen Entwicklung dramatisch ausdifferenziert. Besonders in Sub­
Sahara-Afrika und im Vorderen Orient existieren Armutsländer mit zunehmender Krisennei­
gung, die hinter Ländern mit mittlerem Einkommen oder den Schwellenländern Ost- und 
Südostasiens zurückbleiben. 

In diesem Spannungsfeld soll die EZ, gemeinsam mit der Außen- und Sicherheitspolitik, dazu 
beitragen, den Ausbruch von Krisen möglichst zu verhindern. Dies wird aus sicherheitspoliti­
schen, moralischen, ökologischen Gründen, aber vor allem auch aus ökonomischer Sicht ge­
fordert: die dafür zu veranschlagenden Kosten sind um ein vielfaches geringer als die Kosten 
der Kriegsfolgenbeseitigung. 

Nach dem politischen Führungswechsel ist das Bundesministerium für Wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) auch im Bundessicherheitsrat vertreten. Neue Akzente 
deutscher EZ wurden gesetzt: Krisen- und Konfliktprävention wurde, neben den klassischen 
drei Bereichen der Arrnutsorientierung, des Bildungswesens und des Umweltschutzes, zum 
vierten Schwerpunkt deutscher EZ deklariert. 

Um jedoch nicht, wie im Fall der Arrnutsorientierung, in eine zweite Legitimationskrise mit 
einer schwindenden Akzeptanz von Entwicklungshilfe in der Bevölkerung zu geraten, bedarf 
es der Klärung offener konzeptioneller Fragen, nicht nur im Bereich der Krisenprävention. 

Vgl. Bohnet (1999:102). 
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Abweichend von den Wirkungen armutsorientierter EZ läßt sich der Ausgangspunkt der 
Überlegungen jedoch verschieben: EZ hat immer einen Einfluß auf Konfliktfelder im Neh­
merland, positiv wie negativ. Friedens- und Konfliktforschung hat in Deutschland eine lange 
Tradition. Im Rahmen krisen- und konfliktpräventiver EZ ist es allerdings noch keineswegs 
klar, wie Zielsetzungen und Instrumente definiert und wie die Zuständigkeiten insbesondere 
bezüglich des Auswärtigen Amtes (AA), des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVtg), 
sowie des Bundesministeriums des Innern (BMI) abzugrenzen sind.2 

Als Kernelemente einer auf Krisenprävention abzielenden EZ können dabei drei Punkte iden­
tifiziert werden.3 

1. Die Weiterentwicklung von Analyse- und Planungselementen und der Ab­
bau von Krisenursachen 

1.1. Krisenursachen und -verläufe 

Als Konflikt wird im folgenden die bloße Existenz gesellschaftlicher Interessensgegensätze 
und Kontroversen verstanden.4 Der Begriff der Krise beschreibt die zunehmende Wahrschein­
lichkeit des Gewalteinsatzes im Rahmen der Konfliktaustragung. Die Unterscheidung beider 
Begriffe ist insoweit von Bedeutung, als es nicht Ziel sein kann, die Austragung gesellschaft­
licher Kontroversen zu unterbinden. Ziel der Prävention ist die Vermeidung des Gewalteinsat­
zes. Krisenprävention bedeutet somit die "vorausschauende, planende und systematische ziel­
gerichtete Verhütung des Ausbruchs kriegerischer Gewalt. ,.s 

Die Entstehung einer Krise kann nur in den seltensten Fällen auf monokausale Ursachen zu­
rückgefiihrt werden; in der Regel liegt ein komplexes Bündel von Konfliktursachen und kon­
fliktverschärfenden Faktoren vor. In Form von langfristigen, strukturellen Krisenursachen 
treten diese insbesondere als soziale Disparitäten, Armut, koloniale Grenzziehungen, Konkur­
renz um den Zugang zu Ressourcen wie Wasser, Land und Bodenschätzen, sowie ethisch und 
religiös begründete Autonomie- und Partizipationsansprüche auf. Krisen resultieren auch aus 
kurz- und mittelfristigen strukturellen Veränderungen, hervorgerufen durch die Umgestaltung 
gesellschaftlicher Strukturen in Folge von Modernisierungsprozessen sowie sich verschärfen­
der Disparitäten in Folge ungleichgewichtiger nationaler Entwicklungspläne. Diese V erände­
rungen können zum schnellen Entstehen von potentiellen Krisensituationen fuhren, deren 
endgültiger gewaltsamer Ausbruch häufig in den Verhaltensweisen der Konfliktparteien be­
gründet ist. 6 

Neben der Analyse von Konfliktursachen kommt der gerrauen Identifizierung von Kon­
fliktphasen bei der Wahl von Instrumenten zur Krisenprävention eine entscheidende Bedeu­
tung zu: Es wird unterschieden in eine noch friedliche Entstehungsphase, eine punktuell schon 
gewaltfördernde Eskalationsphase, eine Phase der offenen militärischen Konfliktaustragung, 

2 

3 

4 

5 

6 

AA: z.B. Katastrophenhilfe; BMI: Polizei, Rotes Kreuz, THW. 

Eid (1999a). 

Vgl. Spelten (2000:71). 

Matthies (1994:83). 

Eid (1999b). Die Zuordnung basiert wohl aufFriedrich Glasl (1994). 
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eine durch Schlichtungsversuche und Waffenstillstände gekennzeichnete Deeskalationsphase, 
sowie eine Konsolidierungsphase, in der der Konflikt auf die zivile Ebene zurückgeführt 
wird. 7 

Nachkriegszeiten und die Konsolidierungsphase sind potentielle Vorkriegszeiten. Die Kriegs­
folgenbeseitigung und Wiederaufbaumaßnahmen haben krisenpräventiven Charakter. "Nach 
dem Krieg" ist "vor dem Krieg". Dieser scheinbar trivialen Feststellung wird in der konkreten 
Politikausrichtung und Mittelzuwendungjedoch kaum Bedeutung zugemessen.8 

1.2. Krisenindikatoren und Gliederung nach Präventionsbedarf 

Zwischen aktuellen Konflikten und potentieller (gewalttätiger) Krisenneigung bestehen offen­
sichtlich Kausalbeziehungen.9 Je stärker sich eine Bevölkerungsgruppe faktisch oder in ihrer 
eigenen Wahrnehmung von anderen Gruppen unterscheidet oder sich benachteiligt fühlt, desto 
eher ist sie bereit, zur Wahrnehmung ihrer Interessen kollektiv zu handeln. Je geringer dabei 
die staatliche Legitimität und die Funktionsfähigkeit staatlicher Institutionen sind, desto höher 
ist die Notwendigkeit für Gruppen, sich zur Wahrnehmung dieser Interessen selbst zu organi­
sieren. Entscheidend für das Ausmaß des (gewalttätigen) Aktionspotentials dieser Gruppen ist 
dabei die externe Unterstützung der Gewaltanwendung in Form von Ressourcen- und Waf­
fentransfers, Logistik und medizinischer Betreuung. 

Elwert hat in diesem Zusammenhang auf das Entstehen von Gewaltmärkten hingewiesen, in 
denen Akteure unter dem Schirm moralischer und weltanschaulicher Konflikte nach markt­
wirtschaftlichen Prinzipien materielle Profite maximieren und Gewalt zur Durchsetzung öko­
nomischer Interessen einsetzen. 10 Diese Gewaltmärkte entstehen dabei in Abwesenheit eines 
Gewaltmonopols des Staates in gewaltoffenen Räumen. In diesen Räumen existieren zwar 
Routinen, jedoch keine festen Regeln für den Gebrauch von Gewalt: zwangsläufige Sankti­
onsmechanismen existieren nicht. Je stärker der ökonomische, politische und soziale Status 
einer oder mehrerer Gruppen durch bevorstehende Ereignisse (z.B. Landreformen, Wahlen 
etc.) verändert werden kann, desto größer ist hier der Anreiz, den eigenen Status mit gewalt­
samen Mitteln zu wahren bzw. zu erhöhen. Die kollektive Geschichte und Erfahrung der Kon­
fliktparteien spielt dabei eine besondere Rolle: je mehr eine aktuelle konflikthafte Situation in 
der kollektiven Wahrnehmung mit einer konflikthaften Situation in der Vergangenheit über­
einstimmt, desto größer ist die Gefahr, daß auch bei der Strategie der Konfliktbearbeitung auf 
alte Muster zurückgegriffen wird. 

Gesellschaften, und eben auch traditionelle Gesellschaften in Entwicklungsländern, sind keine 
statischen Gebilde. Je mehr gemeinsame Foren, Institutionen, aber auch gesellschaftliche Er­
etgrusse im Zuge von zeitlichen Entwicklungen und Modernisierungsprozessen abgebaut 

7 

8 

9 

10 

Vgl. Wissing (1995:II). 

Der frühere Kfor-Oberkommandierende General Reinhardt bezeichnet es als "abenteuerlich dumrn",daß 
die internationale Gemeinschaft an einem Tag des Bombardements viermal so viel Geld verpulvert hat, wie 
sie im ganzen nachfolgenden Jahr in den zivilen Aufbau, d.h. die Gewaltprävention, gesteckt hat (nach 
Müller 2000). 

Vgl. Spelten (2000:71 ff.) . 

Vgl. Elwert (1997), (1998). 
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werden, in denen sich Mitglieder konkurrierender Gruppen über potentiell gemeinsame Inter­
essen und Konflikte austauschen können, um so größer wird die Wahrscheinlichkeit einer ge­
waltsamen Eskalation. Ziel aller Krisenpräventionsmaßnahmen ist es, Gradual-Konflikte, das 
"Mehr oder Weniger", nicht in Alternativ-Konflikte, das "Entweder-Oder" umschlagen zu 
lassen. Je aggressiver die Konfliktparteien ihre Forderungen vorbringen (und sie eventuell mit 
Drohungen gewaltsamer Konsequenzen verbinden), um so schwieriger wird es für sie dabei 
sein, Verhandlungslösungen zuzustimmen, die hinter ihren Maximalforderungen zurückblei­
ben. 

Um für eine Vielzahl heterogener Entwicklungsländer zutreffende Aussagen machen zu kön­
nen, wurde in der neueren entwicklungspolitischen Diskussion ein System von Indikatoren 
geschaffen. 11 Es geht um die Ermittlung struktureller Konfliktfaktoren und Eskalationspoten­
tiale, den absehbaren Veränderungs- und Modemisierungsdruck und das Monitaring von Ge­
waltpotentialen und faktischer Eskalation. Im Rahmen krisenorientierter deutscher EZ soll die 
Möglichkeit geschaffen werden, durch die Auswertung der Indikatorfragen jedem Land eine 
von drei Kategorien des Präventionsbedarfs zuzuordnen. 

a) In die Kategorie mit geringem Präventionsbedarf fallen dabei Länder, in denen zwar gesell­
schaftspolitische Konflikte bestehen, das staatliche Gewaltmonopol für den Zeitraum von drei 
bis fünf Jahren jedoch als gesichert gilt. Für die EZ ergibt sich daher nicht die Notwendigkeit 
von Maßnahmen der Eskalationsanalyse oder der Krisenprävention. 

b) Länder mit langfristig bestehenden strukturellen Disparitäten und Konflikten aufpolitischer 
Ebene, in denen- obwohl gewaltfrei-die Legitimation und Funktionsfähigkeit staatlicher In­
stitutionen bereits maßgeblich gelitten hat, weisen einen mittleren Präventionsbedarf auf. Hier 
ist die Folgenabschätzung geplanter EZ-Maßnahmen besonders wichtig, damit die bestehende 
Konkurrenzsituation durch Verteilungsansprüche auf EZ-Ressourcen nicht weiter verschärft 
und bestehende Formen der Konfliktaustragung und des Interessensausgleiches durch EZ 
nicht ungewollt überlastet werden. Ein regelmäßiges Monitaring in maximal einjährigen Zeit­
abständen und die Einbettung der Planung und Implementierung in ein Konzept von Kon­
fliktmanagement und Prävention ist notwendig. 

c) Akuter Präventionsbedarf besteht bei starken Anzeichen zum tendenziellen Gewalteinsatz 
zur Durchsetzung von Partikularinteressen einer oder mehrerer Konfliktparteien, ohne Interes­
se an einem neuen Grundkonsensus. Eine grundlegende Umsteuerung von der herkömmlichen 
EZ auf die Konzentration von Strategien der Friedensbewahrung und der Gewaltprävention ist 
hier notwendig. 

1.3. Konflikterkennung und Informationsfluß 

Konfliktrelevante Informationen werden auf drei Ebenen aufgenommen und verarbeitet: auf 
der Projektebene, der Länderkoordinierungs- und Vertretungsebene (deutsche Botschaft, örtli­
che EZ-Büros), sowie auf der Ebene der Zentralen (AA, BMZ, Durchführungsorganisationen). 

II Siehe Spelten (2000). 
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Die Informationsaufnahme, -Weitergabe und -interpretation ist dabei problematisch: so kommt 
es durch Informationsüberflutung und durch widersprüchliche Informationen zu der Tendenz, 
Informationsinkonsistenzen durch bestimmte Mechanismen (z.B. selektive Wahrnehmung) in 
der Berichterstattung zu unterdrücken ("kognitive Dissonanz"). Dadurch werden keine oder 
falsche Entscheidungen getroffen. Die vorhandenen EZ-Strukturen vor Ort tendieren zu einer 
zurückhaltenden Benennung von Konfliktsituationen, da letztendlich vom Fortbestehen der 
Projektarbeit die persönliche Situation abhängig ist. Aufgrund der Komplexität und der zeitli­
chen Beanspruchung in den einzelnen Projekten versuchen diese, sich gegenüber konfliktären 
Rahmenbedingungen abzuschirmen. Aus diesen Gründen vernachlässigt man in EZ­
Maßnahmen oft, einen Konfliktkontext zwischen den jeweiligen lokalen Bedingungen und 
dem regionalen und nationalen Kontext herzustellen. 

1.4. Wirkungen der deutschen EZ auf Konfliktpotentiale und -situationen 

Klingebiel (1999) sieht in seinem Querschnittsbericht zur Evaluierung der deutschen EZ in 
sechs Ländern gegenläufige Tendenzen von EZ-Maßnahmen, d.h. sowohl solche, die Kon­
fliktpotentiale oder -Situationen verschärfen, als auch Auswirkungen, die diese mindern. 

EZ-Maßnahmen sind oftmals mit schwer oder kaum einlösbaren Zielvorstellungen wie dem 
langfristigen Abbau regionaler Disparitäten, dem Aufbau von Beschäftigungsmöglichkeiten, 
der Entschärfung von Ressourcenkonflikten, der kurz- und mittelfristigen politischen und so­
zialen Stabilisierung durch Wiederaufbauleistungen überfrachtet. Sie sollen beispielsweise 
gleichzeitig zu politischer Öffnung, Partizipation der Bevölkerung, Demokratisierung und 
Stärkung des Konfliktbewußtseins von Gesellschaften und politischen Systemen beitragen. 
Von personeller EZ-Präsenz in den Entwicklungsländern verspricht man sich in den Geber­
ländern die Schaffung von Sicherheit und verbesserten Menschenrechtsbedingungen. Nicht 
zuletzt sollen Bereicherungsmöglichkeiten und Klientelsysteme durch wirtschaftliche Re­
form- und Strukturanpassungsprogramme zurückgedrängt werden. 

Problematisch wird Entwicklungshilfe z.B. dort, wo durch staatliche EZ Regierungen unter­
stützt und stabilisiert werden, die selbst Konfliktparteien sind. Dadurch können falsche Si­
gnale an die jeweilige Regierung und oppositionelle Kräfte durch "Unterlassung" (z.B. nicht­
genutzte Chancen im Politikdialog) und "Billigung" ausgesandt werden. Da staatliche EZ in 
der Regel immer über die Administration der Nehmerländer verteilt wird, können regionale 
Ungleichgewichte durch die Förderung bestimmter Regionen im Sinne der Regierungseliten 
verstärkt werden, ohne daß dies der Geberseite bewußt wird. Politischer Reformdruck, erzeugt 
durch die Förderung kritischer und demokratischer Institutionen in den Entwicklungsländern, 
kann wiederum schnell zu gewaltsamen Gegenmaßnahmen des um seinen Machterhalt kämp­
fenden Regimes fiihren. EZ-Zuwendungen, die in vielen Entwicklungsländern einen Großteil 
des jährlichen Staatshaushaltes ausmachen, können zu einer "Internationalisierung" staatlicher 
Aufgaben führen, indem sie den Handlungsdruck für die Regierungen zur Bearbeitung von 
Konfliktursachen verringern. Einseitig ausgerichtete EZ-Maßnahmen fiihren nicht zuletzt 
durch die Beschleunigung des Modernisierungsdruckes zu einem Wandel in Wirtschafts­
strukturen und sozialen Organisationsformen, der sich konfliktiv auswirken kann. 
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Entwicklungszusammenarbeit kann jedoch auch explizit positive Auswirkungen auf Konflikt­
situationen haben bzw. zu deren Vermeidung beitragen. Wann zerfallen die beschriebenen 
Gewaltmärkte? Sie zerfallen, wenn die abschöpfbaren Ressourcen zur Neige gehen, wenn 
Gewaltmärkte durch Blockaden von ihren externen Ressourcen, Abnehmern, Lieferanten und 
Dienstleistungen abgeschnitten sind. Sie zerfallen auch, wenn sich interne Prioritäten verla­
gern, wenn Sekundärziele zu Primärzielen werden. Der 30jährige Krieg in Deutschland, als 
der Aufbau einer ethnonationalen Gemeinschaft nach erfolgter Ressourcenerschöpfung zum 
Hauptziel wurde und die "Kapitalisten" der Söldnerheere zu friedlichen Staatsmännern kon­
vertierten, sei hier beispielhaft genannt. Gelingt es also, daß sich eine Partei eine knappe Res­
source sichert und diese Aktion mit den Auswirkungen einer externen Blockade und dem 
Auftreten innerer Ressourcenerschöpfung synchronisiert, brechen Gewaltmärkte zusammen 
und gewaltoffene Räume hören auf zu bestehen. 

Eine neue, krisenorientierte EZ mit soziokultureller Kompetenz könnte hier wichtige Beiträge 
leisten. Die Demobilisierung und Reintegration von Kombattanten und die Schaffung neuer 
Wege gesellschaftlicher Anerkennung, um die gewaltorientierte Prestigeordnung der zumeist 
jungen Kämpfer abzulösen, ist eine Möglichkeit. Gleichzeitig kommt der Rehabilitation und 
Integration von Kriegsversehrten sowie dem Aufbau von Projekten und Institutionen der 
friedlichen Konfliktaustragung ein wichtiger Stellenwert zu. Der Wiederaufbau und die Reha­
bilitierung von Kriegszerstörungen, sowie Programmpakete zur sozialen, politischen und 
ökonomischen Stabilisierung sind weitere Maßnahmen präventiver, krisenorientierter EZ. 
Allgemein trägt der entwicklungspolitische Nutzen von EZ-Projekten für die Zielgruppen zur 
Verringerung von Konfliktursachen oder konfliktverschärfenden Faktoren bei. Die dabei not­
wendige Eingrenzung der Zielgruppe kannjedoch gleichzeitig wieder zur Verstärkung beste­
hender Disparitäten führen. Gleichzeitig kann die im Rahmen der EZ erfolgende Dezentrali­
sierung von Entscheidungshierarchien auch benutzt werden, um der Regierung die Durchset­
zung repressiver Maßnahmen zu erleichtern. 

2. Entwicklungspolitische Umsetzung von Mechanismen gewaltfreier Konflikt­
regelung 

Unterstellt man, daß der Schwerpunkt krisenorientierter EZ sich vernünftigerweise von der 
Diskussion über Krisenursachen und deren Indikatoren hin zu einer praktischen Anwendung 
im Sinn einer Entwicklung von "early warning" zu "early action" orientieren sollte, so sind in 
der Umsetzung bisher jedoch nur zwei praktische Anwendungen zu beobachten: die Konflikt­
sensibilisierung und das Instrument der zivilen Konfliktbearbeitung. 

Der Einsatz und die Vorbereitung von Personal zur zivilen Konfliktbearbeitung wurde in der 
Koalitionsvereinbarung von SPD und Bündnis 90 I Die Grünen von 1998 festgeschrieben und 
umfaßt zwei Schwerpunkte: 
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1. die Ausbildung von zivilem Personal fiir den Einsatz in internationalen Friedensmis­
sionen im Rahmen multilateraler Organisationen wie VN und OSZE durch das AA; 

2. den Aufbau des Zivilen Friedensdienstes (ZFD) als ein Element krisenpräventiv aus­
gerichteter Entwicklungspolitik durch das BMZ. 

Mit der Ausbildung qualifizierten Personals durch das AA wird insbesondere die Bildung ei­
ner Personalreserve qualifizierter Experten zum kurzfristigen Einsatz im Rahmen der Tätig­
keit von multilateralen Organisationen verfolgt. Seit Beginn der Ausbildung durch das AA 
von Juli 1999 bis Dezember 1999 haben über 100 Personen diese Ausbildung absolviert, 
weitere 250 Plätze standen fiir das Jahr 2000 offen. 12 

Die Bestrebungen im Rahmen des ZFD in Zusammenarbeit mit dem DED und anerkannten 
Entwicklungsdiensten (DÜ, AGEH, Eirene, WFD, CIM) gehen in Richtung der Erhöhung der 
Fachkräfte von derzeit 14 auf 70 bis 80 Ende 2000. 13 Zur Zeit sind 25 Vorhaben bewilligt, 
wofiir im Haushaltsplan 2000 17,5 Mio. DM bereitstanden. 

Die Beiträge, die der ZFD zu leisten hat, liegen insbesondere in den folgenden drei Berei­
chen:14 

1. Die Stärkung von Friedenspotentialen sowie vertrauenstiftende Maßnahmen zwi­
schen Angehörigen von Konfliktparteien, 

2. Vermittlung von Konflikten zwischen Angehörigen von Interessengruppen, Ethnien 
und Religionen, 

3. Beiträge zur Versöhnung und zum Wiederaufbau, einschließlich Verwaltungsaufga­
ben auf kommunaler Ebene. 

Insbesondere bei EZ-Maßnahmen, die nicht krisenpräventiv oder konfliktbewältigend ange­
legt sind, kommt einem systematischen "conflict impact assessment" eine besondere Bedeu­
tung zu, welches in engem Verbund mit der Projektberichterstattung und der zuständigen 
Auslandsvertretung stehen sollte. 

Dieses neue Instrument soll - anders als die rückblickende, "klassische" Evaluierung - wäh­
rend und nach Projektablauf identifizieren, welches Ausmaß das entwicklungspolitische En­
gagement auf Konflikte hat bzw. hatte. 

Sowohl beim BMZ wie bei den Durchfiihrungsorganisationen besteht die Tendenz, Erwartun­
gen hinsichtlich des ZFD zu wecken, die in der Praxis schwer erfiillbar sein werden. ZFD­
Maßnahmen stehen in der Tradition der Solidaritäts- und V ersöhnungsarbeit. Für eine frühe 
Prävention ist es jedoch schwerer, Ressourcen und öffentliches Bewußtsein zu wecken, als auf 
die Auswirkungen von bereits eingetretenen Krisen mit ihrer symbolträchtigen Darstellung in 
den Medien zu reagieren. Der Wunsch nach Vorzeigeprojekten und die Mittelabflußproble­
matik sollten nicht zu überhasteten Entscheidungen fuhren. 

12 
13 

14 

Vgl. Horlemann/Kloke-Lesch (2000:73 ff.). 

Ebd. 

Vgl. Eid (1999b). 
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Generelllassen sich im Feld der praktischen Umsetzung Bereiche feststellen, in denen offene 
Fragen und Widersprüche bestehen. 15 Krisenpräventive Entwicklungszusammenarbeit ist emi­
nent politisch. Problematisch erscheint hier die Kritik an schwachen staatlichen Strukturen, 
die gleichzeitig staatliche Autorität untergräbt. Vielfach hat der Staat (insb. Justiz und Sicher­
heitsapparat) einerseits als Konfliktregler bereits versagt, andererseits kann EZ zu seiner wei­
teren Schwächung beitragen, wenn man sich plötzlich exklusiv auf traditionelle Mechanismen 
der Konfliktregelung oder auf die Zivilgesellschaft verläßt. 

Die angestrebte Neutralität von EZ-Maßnahmen ist in krisenpräventiven Maßnahmen kaum 
noch möglich. EZ wird hier eine Parteinahme nicht vermeiden können; die übliche Regie­
rungskooperation unterstützt beispielsweise ineffiziente oder auch kriegstreibende Eliten oder 
durch Armutsorientierung und Nothilfe eher deren benachteiligte Opfer. Wie sollen sich dann 
TZ-Organisationen gleichzeitig als neutrale Vermittler in Konflikten anbieten? 

Von zentraler Bedeutung fiir den Projekterfolg sind zweifellos Planung und partizipative Be­
darfsanalyse. Andererseits läuft den Verantwortlichen vor einem prognostizierten Gewaltaus­
bruch oft die Zeit weg. Klare Hinweise darauf, wann man sich Zeit fiir Planung (noch) neh­
men kann, fehlen bislang. 

Zentrales Ziel der Konfliktbearbeitung ist der Interessensausgleich zwischen den Konflikt­
parteien. Nach erfolgter Gewaltanwendung ist dies äußerst schwierig: Opfer haben ein legiti­
mes Interesse an Gerechtigkeit, nachhaltiger Frieden hängt insbesondere von einem Ende der 
Straflosigkeit ab. Wie Gerechtigkeit im Angesicht eines häufig labilen Friedens nach Ver­
handlungen herzustellen ist, die ein gewisses Maß an Amnestie fiir die Täter meistens mit ein­
schließt, bleibt offen. 

Konfliktbearbeitung verlangt Vertrauen und eine klare Rückbindung an ethische Standards 
und transparente Prinzipien. Das Gebot präventiven Handeins wiederum verlangt häufig ein 
Abweichen von starren und akzeptierten Regeln. Die Abwägung, ob man seinen Prinzipien 
treu bleibt, oder wie man neue unkonventionelle Wege geht, ohne dabei unglaubwürdig zu 
werden, wird von den Verantwortlichen zumeist unter erheblichem Zeitdruck und unvollstän­
digen Informationen zu treffen sein. Vor der Überschätzung eigener Einflußmöglichkeiten 
muß gewarnt werden, andererseits benötigt EZ einen gewissen "strukturellen Optimismus", 
um überhaupt aktiv zu werden. Dabei läßt sich weitgehend aus eigenem Legitimationsinteres­
se, aber auch wegen komparativer Vorteile und symbolischer Medienpräsenz, ein Hang zu ei­
nem postkonfliktiven Engagement erkennen. Wirksamer wäre Prävention, um Leid zu verhin­
dern, bisherige EZ-Errungenschaften zu schützen und knappe Geldmittel zu schonen. 

3. Zur Notwendigkeit der Neuausrichtung einer nicht-militärischen Krisenprä­
vention deutscher Außen- und Sicherheitspolitik 

Nach der Behandlung der Krisenursachen und der Beschreibung der verfolgten Ansätze zur 
gewaltfreien Konfliktregelung stellt sich die Frage nach offenen konzeptionellen Problemen 
der deutschen EZ in Bezug auf Krisenprävention und Konfliktbearbeitung. 16 

15 Vgl. Mehler (2000:67 ff.) . 
16 V gl. DebieVMatthies (2000); Müller (2000). 
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3.1. Ressortkonkurrenz oder Integration? Zur Kohärenz der deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik 

Krisenprävention darfnicht als sozialtechnologisches Projekt mißverstanden werden. Das Zu­
sammenwirken von EZ einerseits und der Außenwirtschafts-, Agrar-, Finanz- und Währungs­
politik andererseits, sowie die Kohärenz mit den Bereichen Kulturpolitik, Sozialpolitik und 
Umweltpolitik nimmt an Bedeutung zu. Betrug der ODA- Anteil an den gesamten Nettolei­
stungen an die Entwicklungsländer (EL) 1987 noch 51%, so sank er bis 1995 auf 25% mit 
weiter abnehmenden Anteil (ODA weltweit 1995: 60 Mrd. US$, gesamte Nettoleistungen: 
239 Mrd. US$). Im Vergleich zu den Exporterlösen der EL (1995: 1100 Mrd. US $) macht die 
ODA nur 5,4% aus. Diese Zahlen unterstreichen generell die sinkende Bedeutung von EZ fur 
die Bearbeitung von Problemen von EL. 

Kohärenzprobleme stellen sich dabei sowohl innerhalb der EU, als auch innerhalb der deut­
schen Politik. Neben dem Kohärenzgebot ist insbesondere das Komplementaritätsgebot, die 
Vermeidung der Finanzierung ähnlicher Projekte durch unterschiedliche Geber in Partnerlän­
dern mit der Möglichkeit des "Ausspielens" der Geber gegeneinander, zu beachten. 

Eine bessere Abstimmung zwischen den Ressorts ist auch deshalb wichtig, da nicht alle ODA­
Mittel im Verantwortungsbereich des BMZ liegen. Diese betrugen 1995 2,8 Mrd. DM, also 
26% der deutschen Gesamt-ODA (deutsche ODA 1995: 10,8 Mrd. DM, davon BMZ 8,0 Mrd. 
DM, andere Ministerien 2,05 Mrd. DM, Bundesländer 0,75 Mrd. DM). 17 

3.2. Die Einbeziehung des Sicherheitssektors in ein präventives Gesamtkonzept 

"Do not send the marines!"18 Ungeklärt bleibt auch die Rolle von Militär und Polizei als Ele­
ment krisenpräventiver Sicherheitspolitik Nach dem Kosovo-Krieg begann man mit der Auf­
arbeitung erkannter Defizite. Jedoch wurde die Priorität nicht auf Instrumente zur Krisenprä­
vention, sondern auf die Verbesserung der Fähigkeit zur Intervention gelegt. Augenscheinlich 
wurde diese Notwendigkeit durch die massive militärische Unterlegenheit im Vergleich mit 
dem Bündnispartner USA. Die Reform der Bundeswehr und das Aufstellen von Krisenreakti­
onskräften wurde zur Hauptaufgabe deutscher Sicherheitspolitik Krisenprävention wird in 
diesem Zusammenhang hauptsächlich als militärische Intervention verstanden. 

Dies liegt auch in der Organisationsstruktur und der Ressourcenverteilung begründet: Das 
BMVtg verfugt über einen Haushalt von 46,8 Mrd. DM (2001) und einen Apparat von 
460.000 Personen, davon 328.000 Soldaten unter Waffen. Dies ermöglicht eine kurzfristige 
Lösung sicherheitsrelevanter Aufgaben durch militärische Konfliktintervention. Ein hochor­
ganisiertes und spezialisiertes Angebot ist vorhanden. 

Das BMZ verfugt weder über die Mittel noch die personellen Ressourcen zur nichtmilitäri­
schen Krisenintervention bzw. Krisenprävention. Nichtregierungsorganisationen (NGOs) ver-

17 

18 

Vgl. Bohnet (1999:100). 

Müller (2000:232). 
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fügen, aus ihrer Geschichte begründet, über keinen Dachverband. Sie sind auch weniger in der 
Lage, effiziente "Pressure Groups" zu bilden. 

Die Gesamtkonstellation begünstigt somit Eingriffe, nachdem akute Probleme aufgetreten 
sind, zu Lasten einer Prävention ex ante. 

3.3. Notwendige Ergänzungen der Zusammenarbeit von NGOs und Staat 

Krisenprävention sollte mehr als bisher auf einen breiten gesellschaftlichen Konsensus gestellt 
werden. Auch NGOs könnten in diesem Bereich Ressourcen und Öffentlichkeit mobilisieren. 
Es geht um die Beseitigung struktureller Krisenursachen. Staatliche Akteure agieren dabei 
ungewollt oft in konfliktverschärfender Weise. 

3.4. Braucht man einen "Code of Conduct"? 

Auch international ist die Diskussion um Krisenprävention, die bereits 1997 mit dem DAC­
Report19 maßgeblich beeinflußt wurde, in vollem Gang. Bis Ende des Jahres 2000 will das 
DAC ein Konzept vorlegen, wie die Reform des Sicherheitssektors in Projekte und Program­
me der EZ integriert werden kann. Die britische NGO International Alert formulierte zwi­
schenzeitlich Verhaltensregeln für Krisenpräventionsmaßnahmen, wie sie als "good practice" 
schon seit Jahren als international anerkanntes Regelwerk in der humanitären Hilfe verwandt 
wird. 

19 OECD (1997). 
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